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Vorwort. 

Unsere Rechtsordnung besteht aus einer unübersehbaren An-
zahl von Vorschriften,  welche für die verschiedensten Tatbestände 
des Lebens Rechtsfolgen anordnen. Die Tatbestände der Rechts-
sätze sind abstrakt gedacht und formuliert:  die Rechtsfolge soll 
immer eintreten, wenn Tatsachen von bestimmter Art vorliegen. 
Die abstrakte Natur unserer Rechtssätze beruht auf dem einer 
weiteren juristischen Analyse nicht zugänglichen Rechtsgefühl der 
Kulturmenschen, auf ihrer Abneigung gegen Willkür. Die abstrakte 
Beschaffenheit  der Rechtssätze bedingt ihre begriffliche  Formu-
lierung: gewisse Vorgänge des Lebens sind nach einem für das 
Recht maßgebenden Kriterium zu Begriffen  zusammengefaßt. Die 
Bildung von Begriffen  ist das notwendige Mittel jeder Erkenntnis; 
auch die Erforschung der Natur und der Vorgänge des mensch-
lichen Lebens (Psychologie, Geschichte, Wirtschaftslehre)  bewegt 
sich in Begriffen  : man sucht die Gesetze der Natur zu ergründen, 
d. h. festzustellen, daß aus Tatsachen gewisser Art bestimmte 
Wirkungen hervorgehen. Während aber auf diesen Gebieten die 
Begriffe  nur Erkenntniswert haben, kommt den vom Recht, auf-
gestellten Begriffen  reale Bedeutung, vis ac potestas, zu. Wenn 
das Recht aus den bunten Erscheinungen des Lebens allgemeine 
Typen hervorhebt, so geschieht das, um einen unter den Typus 
fallenden Lebensvorgang mit bestimmten Wirkungen auszustatten; 
je nachdem ζ. B. der Begriff  des Besitzes gedacht ist, sind die 
Interessen gewisser Menschen besser oder schlechter geschützt. 
Mit Hilfe seiner Begriffe  regelt das Recht den Konflikt der Inter-
essen und sichert das Zusammenleben der Menschen in Staat und 
Gesellschaft. Wie die Natur von den erkennenden Wissenschaften, 
so wird das menschliche Leben vom Recht zu einem Kosmos ge-
staltet. Nach beiden Richtungen liegt ein im Wesen des Menschen 
begründetes Streben vor: Gesetze der Natur zu finden, Gesetze 
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für das geordnete Zusammenleben der Menschen aufzustellen, ist 
die ewige Sorge der Menschheit. 

Der Inhalt der Rechtssätze beruht auf der Erkenntnis und 
Wertung der nebeneinander bestehenden und sich bekämpfenden 
Zwecke und Bedürfnisse des Lebens. Bei der Abwägung des 
Wertes dieser Interessen für die Gesamtheit des Volkes steht der 
Gesetzgeber bewußt oder unbewußt unter dem Einfluß eigennütziger 
oder altruistischer Motive und ist in hohem Maß von den An-
schauungen der Vergangenheit abhängig. Das Recht ist eine der 
konservativsten Mächte des menschlichen Lebens; daher hat jede 
Rechtsordnung Bestandteile, die sich aus dem Prinzip der Kon-
tinuität erklären. 

Die Aufgabe der Wissenschaft besteht darin, den Aufbau des 
Rechts in seinen Grundlagen und Einzelheiten zu erfassen und 
darzustellen; die Aufgabe des Richters ist die Anwendung des 
Rechts auf den einzelnen Fall. Auf beiden Gebieten prävaliert 
die logische Tätigkeit: genaue Feststellung der Begriffe,  die das 
Gesetz oft nur mit einem Worte bezeichnet; und Subsumption der 
vielgestaltigen Erscheinungen des Lebens unter diese Begriffe. 
Daher ist die Jurisprudenz stets wesentlich ein Operieren mit Be-
griffen  gewesen. Die Wichtigkeit und Schwierigkeit ihrer Auf-
gabe liegt in der notwendigen Unvollkommenheit des Gesetzes: 
das Gesetz kann mit seinem Begriffsschema  nicht alle Tatsachen 
des Lebens meistern; die Vorschriften  des Gesetzes schneiden und 
kreuzen einander; es gibt immer wieder Tatbestände, deren Unter-
ordnung unter die gesetzlichen Kategorien zweifelhaft  erscheint. 
Daher bedarf  das Gesetz der Auslegung und ist in zahlreichen 
Fällen auf nicht vorgesehene Tatbestände analog auszudehnen; 
aber auch, wenn diese logischen Hilfsmittel flicht ausreichen, hat 
der Richter eine Entscheidung zu finden. Es hat von jeher als 
selbstverständliche Richtschnur einer guten Jurisprudenz gegolten, 
bei mehrdeutigem Gesetzesbefehl, bei zweifelhafter  Analogie und 
namentlich bei Lücken des Gesetzes die Entscheidung zu suchen, 
welche den Lebensverhältnissen am besten zu entsprechen scheint, 
die sententia quae rei gerendae aptior est. In neuerer Zeit wird 
mit Recht betont, daß der Richter dabei, ähnlich wie der Gesetz-
geber, eine Abwägung der einander gegenüberstehenden typischen 
Interessen vorzunehmen hat 1 ; er soll, wie man zu sagen pflegte, 

1 Vgl. Heck, ArchBürgR. 4, 7 fg. ; ZHandR. 37,277 ; 38, 306 ; DJZ. 10, 1140 ; 
M. Rümel in, B. Windscheid und sein Einfluß auf Privatrecht und Privatrechts-
wissenschaft, und ArchZivProz. 98, 329 fg. 
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ehe man daran dachte, den Denkprozeß im Kopf des Richters zu 
analysieren, eine vernünftige Entscheidung treffen. 

Viel weiter geht eine in den letzten Jahren auftretende und 
weitverbreitete Ansicht: die Theorie der sog. freien Rechtsfindung2. 
Die verbindliche Kraft  des Gesetzes soll auf das engste Maß be-
schränkt werden. Nur den klaren Wortlaut des Gesetzes soll der 
Richter berücksichtigen und nur in den Fällen, die vom Gesetz aus-
drücklich entschieden sind. Darüber hinaus soll der Richter sich 
nicht bemühen, aus dem Wortlaut oder dem Sinn des Gesetzes 
durch Auslegung oder Analogie eine Regel zu entnehmen, sondern 
er soll sich der Abwägung der Interessen zuwenden und auf diesem 
Wege eine Entscheidung suchen. Ja, er soll sich sogar über die 
Vorschrift  des Gesetzes hinwegsetzen, wenn die aus dem Gesetz 
sich ergebende Entscheidung wichtige Interessen der Allgemeinheit 
so schwer verletzt, daß eine Abhilfe unumgänglich not tut: in 
solchen Fällen soll der Richter contra legem die Entscheidung aus 
seiner Wertung der sozialen Verhältnisse entnehmen. 

Diese mit verschiedenen Nuancen und mit verschiedener In-
tensität vorgetragene neue Lehre mußte auf Widerspruch stoßen3. 
Ihre Stärke liegt auf dem Gebiet der Kritik. Es läßt sich nicht 
bestreiten, daß dem „Willen des Gesetzes" bisweilen mit ganz 
äußerlichen Mitteln (Materialien) und durch unzulässige Wort-
interpretation nachgeforscht wird; und daß neben vortrefflichen 
auch manche minder gute Urteile seit 1900 gefällt worden sind. 
Aber das beruht meines Erachtens nicht auf einem Fehler der 
Methode, sondern auf fehlerhafter  Anwendung, wie sie bei jeder 
Methode vorkommen werden. Zuzugeben ist vielleicht, daß Judi-
katur und Literatur zu sehr im Banne der Theorien gestanden 
haben, aus denen das BGB. erwachsen ist, und daß mehrere Kontro-

2 Stampe, DJZ. 10, 417, 713, 1017 und: Unsere Rechts- und Begriffs-
bildung; Rumpf, Gesetz und Richter; E h r l i c h , Freie Rechtsfindung und 
freie Rechtswissenschaft; Müller-Erzbach, JheringsJ. 53, 331; ganz extrem: 
Gnaeus Flavius (Kantorowicz), Kampf um die Rechtswissenschaft, und 
Fuchs, Die Gemeingefährlichkeit  der konstruktiven Jurisprudenz. Eine gut 
orientierende Übersicht der neuen Lehre bei Hedemann, ArchBürgR. 31, 
296 ; 34, 115. 

8 Landsberg, DJZ. 10, 921; Dernburg, Allgemeiner Teil S. V.; 
Hellwig, ZivProz. § 93; Bülow im „Recht« 1906 S. 769; Unger, DJZ. 11, 781; 
Stier-Simlo, Festgabe f. Laband I I 445; R. Löning, Über Wurzel und 
Wesen dés Rechtes; Sohm, DJZ. 14, 1019; Vierhaus, DJZ. 14, 1169; 
Oertmann, Kommentar zum Allg. Teil S. XVII und: Gesetzeszwang und 
Richterfreiheit;  Rundstein, ArchBürgR. 34, 1; Danz, JheringsJ. 54, 66. 
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versen des bürgerlichen Rechts eine bessere Lösung finden könnten, 
wenn man völlige Klarheit über die typische Interessenlage ge-
winnt. Immerhin ist Theorie und Praxis mit Erfolg bemüht ge-
wesen, dem neuen Gesetz den Sinn abzugewinnen, welcher den 
Verhältnissen des Lebens am besten entspricht. Es sind auch 
bereits durch Auslegung und Analogie eine Reihe von Rechts-
sätzen aufgestellt und in der Praxis durchgesetzt worden, die 
man, weil sie nicht im Gesichtskreis des Gesetzgebers lagen, als 
neues Recht bezeichnen kann4. 

Die neue Lehre ist, wenn sie wirklich mehr bringen will, als 
eine Verbesserung der alten Methode, meines Erachtens prinzipiell 
abzulehnen, weil sie der subjektiven Willkür des Richters Tür und 
Tor öffnet.  Die Abwägung der Interessen ist stets vom Stand-
punkt des Beurteilers abhängig5. Das ist der Grund, weshalb der 
Staat in dem Gesetz eine möglichst feste Regel für die Ent-
scheidung der Interessenkonflikte aufstellt und dem Richter die 
Befolgung dieser Regel zur Pflicht macht. Der Richter hat das 
Gesetz selbst dann anzuwenden, wenn es seinem Rechtsgefühl 
widerspricht, oder wenn sich seit Erlaß des Gesetzes die all-
gemeinen Anschauungen verändert haben. Nur soweit das Gesetz 
ausdrücklich oder durch seinen unfertigen Zustand dem Ermessen 
des Richters Raum gewährt, hat der Richter dasselbe auszuüben, 

4 So ζ. B. die Klage auf Unterlassung einer unerlaubten Handlung, vgl. 
unt. S. 154; der Rücktritt wegen Gefährdung des Vertragszwecks bei Sukzessiv-
lieferungen (sogenannte positive Vertragsverletzung). 

6 Das zeigt sich sehr deutlich, wenn die Vertreter des freien Rechts ihre 
Kritik gegen einzelne Entscheidungen richten. So ist ζ. B. die Polemik von 
Stampe, DJZ. 10, 421 gegen die Entsch. des RG. 54 Nr. 77 nur ein Beweis 
dafür,  daß Stampe die Interessenlage anders beurteilt, als die Verfasser  des 
BGB. und ihnen folgend das Reichsgericht. Es handelt sich um die im Gesetz 
nicht ausdrücklich entschiedene Frage, ob die Ausschlagung einer Erbschaft 
von den Gläubigern des Erben außerhalb des Konkurses angefochten werden 
kann. Stampe hält es für zweifellos, daß das Interesse der Gläubiger ge-
schützt werden muß, „da erfahrungsmäßig  auf künftige IntestaterbSchäften oft 
in durchaus verständiger Weise kreditiert wird." Dagegen läßt das Gesetz 
in mehreren Bestimmungen erkennen, daß es auf die Freiheit der Entschließung 
des Erben größeren Wert legt, als auf das Interesse der am Erwerb der Erb-
schaft indirekt beteiligten Personen. AVenn, wie Stampe will, aus sozialen 
Erwägungeu entschieden werden dürfte,  so würden sich gewiß Richter finden, 
die das Interesse der Gläubiger für ausschlaggebend halten, aber auch andere 
Richter, welche das Kreditieren auf künftige Erbschaften mißbilligen und das 
durch die Ausschlagung geschützte Interesse der Familie für wertvoller halten 
würden. 
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dann allerdings im Sinn der Interessenabwägung. Wo dagegen 
das Gesetz direkt oder indirekt eine Entscheidung gibt, hat es 
die Abwägung der Interessen selbst vorgenommen, und zwar in 
autoritativer, den Richter wie den Staatsbürger bindender Weise. 
Allerdings kann sich der Gesetzgeber in der Wertung der Inter-
essen irren ; auch können sich die Zustände wesentlich verschieben ; 
daher ist ein allen Lebensverhältnissen in vollem Maß gerecht 
werdendes Gesetz ein unerreichtes Ideal. Es fragt sich aber, was 
vorzuziehen ist: eine feste, vielleicht hin und wieder nicht ganz 
zweckentsprechende Regel, nach der der Bürger sich richten kann 
und gerichtet wird, oder eine wechselnde und unberechenbare 
Interessenabwägung durch den Richter, der doch schließlich nur 
einer von vielen Zeitgenossen ist und durch den Zufall seiner An-
stellung berufen wäre, gerade seine sozialen Anschauungen im vor-
liegenden Fall zur Geltung zu bringen. Vom sozialen und politi-
schen Standpunkt scheint mir eine Unzufriedenheit  mit dem Inhalt 
des Gesetzes weniger bedenklich (denn es kann geändert werden), 
als das Gefühl, von einer Interessenwertung seitens des Richters 
abzuhängen, deren Resultate von Außenstehenden als Willkür 
empfunden werden müssen. 

Der Streit um das „freie Recht" ist zugleich ein Streit um 
die Existenzberechtigung der dogmatischen Behandlung des Rechts. 
Für die freie Rechtsschule gibt es nur einzelne Rechtssätze, aus 
deren logischem Zusammenhang keine Konsequenzen gezogen werden 
dürfen. Dagegen ist nach bisheriger Auffassung  die Rechtsordnung 
ein System von ineinandergreifenden  Normen. Dies System kann 
historisch betrachtet werden, oder auch kritisch (in Bezug darauf, 
ob es den praktischen Bedürfnissen des Lebens entspricht); aber auch 
rein dogmatisch: indem man die Voraussetzungen der einzelnen 
Rechtssätze feststellt, ihre Tragweite prüft,  und ihr Verhältnis 
zueinander untersucht6. Unentbehrlich auch für die dogmatische 
Betrachtung ist natürlich die Kenntnis der vom Recht zu regelnden 
Lebensverhältnisse und des Zwecks, dem jeder Rechtssatz dient. 
Aber die Lebensverhältnisse sind meines Erachtens der Hinter-
grund für die eigentlich juristische Betrachtung, welche es in 
erster Linie mit den rechtlichen Begriffen  und deren Konsequenzen 
zu tun hat7. Die Einrichtungen des Rechts sind die Mittel, mit 

6 Über den Wert der dogmatischen Behandlung des Rechts vgl. die 
treffenden  Worte von Lab and, Staatsrecht Bd. I S. IX. 

7 Die historische, dogmatische und vergleichende Erforschung des Rechts 
ist meines Erachtens zugleich eines der vorzüglichsten Mittel zur Erkenntnis 
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denen wirtschaftliche und sonstige Lebenszwecke erreicht werden: 
ein wirtschaftlicher  Zweck (ζ. B. Sicherung des Kredits, oder Be-
nutzung einer fremden Sache) kann mit verschiedenen rechtlichen 
Mitteln erstrebt werden, und umgekehrt kann ein Rechtsinstitut 
(ζ. B. der obligatorische Vertrag oder die Eigentumsübertragung) 
den verschiedensten Lebensinteressen dienen. Sache der Juris-
prudenz ist es, die technische Beschaffenheit  der Mittel festzustellen, 
die das Gesetz zur Erreichung seiner Zwecke benutzt. Für die 
wirtschaftliche Betrachtung und das allgemeine Rechtsgefühl des 
Laien kommt es ζ. B. nur darauf an, daß Verpflichtungen durch 
Zeitablauf erlöschen, oder daß der Schuldner eine übermäßige 
Vertragsstrafe  nicht zu zahlen braucht, oder daß der Schenker 
unter Umständen das Geschenk zurücknehmen darf.  Für den 
Juristen, der den einzelnen Fall präzis und objektiv zu entscheiden 
hat, ist es wichtig, daß die Verjährung in unserem Recht als 
Einrede gestaltet ist, daß die Herabsetzung der übermäßigen Ver-
tragsstrafe  durch konstitutives Urteil erfolgt,  daß der Schenker 
das Geschenk bald durch Widerruf,  bald durch Rückforderung 
zurückerhält. Aus der vom Gesetzgeber gewählten Beschaffenheit 
des Rechtsmittels, aus der Konstruktion des Rechtsverhältnisses, 
ergibt sich die Entscheidung für eine unübersehbare Anzahl von 
Einzelfragen, bei denen die freie Rechtsschule, die das Mittel der 
Konstruktion verwirft,  entweder versagt, weil die Interessen-
abwägung kein Resultat ergibt, oder in völlige Willkür verfallen 
muß. Die technische Ausgestaltung des Rechts ist wie die 
materielle Wertung der Interessen durch den Gesetzgeber ein 
von Fehlern und Willkürlichkeiten nicht freies Menschenwerk (es 
war ein Irrtum des Naturrechts, gewissen Begriffen  der Juris-
prudenz eine innere Notwendigkeit zuzuschreiben); aber sie gibt 
dem Juristen, der das positive Recht zu erforschen  und anzu-
wenden hat, das unentbehrliche Werkzeug seiner Denkarbeit. 

der tatsächlichen Verhältnisse, soweit sie für das Recht in Betracht kommen ; 
denn die Rechtssätze sind aus den Bedürfnissen des Lebens entstanden und 
spiegeln dieselben wieder. Man lernt eine typische Interessenlage meines Er-
achtens besser kennen, wenn man die für sie geltenden Rechtssätze erforscht, 
als wenn man sich mit Fuchs, DJZ. 15, 283, „in das Kontor des Kaufmanns, 
die Tiefen des Bergwerks oder in die weiten Gefilde der Volkswirtschaft 
(Landwirtschaft?)" begibt. Daß der Jurist einer allgemeinen Lebenserfahrung 
bedarf  versteht sich von selbst, gehört aber nicht zur spezifisch-juristischen 
Ausbildung, die ihm erfahrungsmäßig  in rechtlichen Dingen die Überlegenheit 
über solche Personen verschafft,  welche der technischen Seite des L eben 
viel näher stehen, als er. 
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Die dogmatische Forschung kann nur in der Weise erfolgen, 
daß man die zahllosen im Gesetz aufgestellten Begriffe  miteinander 
vergleicht und auf Grund gemeinsamer Kriterien zu höheren Be-
griffen  zusammenfaßt, um dadurch einen Überblick über das ge-
samte Gebiet zu gewinnen. Diese Methode liegt der Entwicklung 
des gemeinen Rechts zugrunde; sie ist für unser Gesetzbuch un-
entbehrlich, weil das BGB. in größerem Maß als andere Gesetz-
bücher, allgemeine Begriffe (ζ. B. Rechtsgeschäft, Vertrag) auf-
gestellt und mit Rechtsfolgen ausgestattet hat, die auf alle unter 
diese Begriffe  zu subsumierenden Tatbestände Anwendung finden 
sollen. Eine Darstellung des Rechts, welche nicht von Rechts-
begriffen,  sondern von Lebensverhältnissen und Interessen ausgeht, 
läßt sich meines Erachtens nicht durchführen 8, (jedenfalls nicht 
in Bezug auf die allgemeineren Rechtssätze, welche in den ver-
schiedensten Lebensverhältnissen zur Geltung kommen), ist auch 
meines Wissens bisher nicht versucht worden. Dagegen ist inner-
halb des Systems zur Erklärung der Entstehung und Tragweite 
der einzelnen Rechtssätze ein Eingehen auf die zu regelnden 
Lebensverhältnisse selbstverständlich geboten9. 

In meiner Darstellung des allgemeinen Teils des BGB. ist im 
großen und ganzen die gesetzliche Reihenfolge der Materien ein-
gehalten10. Vorausgeschickt ist eine eingehende Betrachtung der 
subjektiven Rechte (und Pflichten) sowie des Vermögens. Es scheint 
mir zweifellos eine Aufgabe der Wissenschaft zu sein, die mannig-
faltigen in unserem Gesetz erkannten subjektiven Rechte syste-
matisch zusammenzustellen und sie nach ihrem Inhalt und ihren 
wichtigsten rechtlichen Eigenschaften zu charakterisieren. Man ge-
winnt dabei eine Übersicht über die Befugnisse, welche die Rechts-

8 Die Interessenforschung als Grundlage der Darstellung und Lehre des 
Rechtes vertritt Heck, DJZ. 44, 1457. Dagegen S ο hm, DJZ. 15, 114. 

9 Das Buch von Heck, Das Recht der großen Havarei, ist meines Er-
achtens ein mustergültiges Beispiel einer auf Erforschung der tatsächlichen 
Interessen und Verhältnisse beruhenden Darstellung des positiven Rechts, aber 
eben darum kein Produkt des „freien Rechtes". Als Spezimen der freien 
Rechtsschule eignet sich dagegen die Abhandlung von Müller-Erzbach, 
Grundsätze der mittelbaren Stellvertretung aus der Interessenlage entwickelt; 
vgl. darüber die scharfe, aber meines Erachtens nicht unberechtigte Kritik von 
Neubecker, GrünhutsZ. 36, 31 fg. 

1 0 Trotz der beachtenswerten Kritik, welche Zitelmann, GrünhutsZ. 
33, 1 fg. am System des Gesetzes und der bisherigen Darstellungen des All-
gemeinen Teiles übt. Vgl. auch Meumann, Observations sur le système du 
droit privé. 
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Ordnung den Rechtssubjekten einräumt, ein Inventar der Elemente, 
mit denen das Gesetz zur Erreichung seiner Ziele arbeitet. Ebenso 
verdient meines Erachtens der Begriff  des Vermögens und seiner 
Abarten (Sonder- und Gesamtvermögen) eine zusammenfassende 
Behandlung unter den allgemeinen Lehren des bürgerlichen Rechts. 
An die Lehre von den Rechten und dem Vermögen schließt sich 
das Recht der Personen. Dagegen scheinen mir die allgemeinen 
Vorschriften  über Sachen, BGB. § 90—103, einen besseren Platz 
im Sachenrecht zu finden und sollen daher hier nicht besprochen 
werden. Das objektive Recht gehört meines Erachtens in die all-
gemeinen Lehren, die dem Privatrecht mit den übrigen Rechts-
teilen gemeinsam sind, und ist daher in diesem, dem bürgerlichen 
Recht gewidmeten, Buch in die Einleitung verwiesen. 

Der zweite Band wird die Lehre von den juristischen Tat-
sachen (insbesondere den Rechtsgeschäften) enthalten sowie die 
Ausübung und den Schutz der Rechte darstellen. 
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Einleitung. 

I . Die Entstehung des Bürgerlichen Gesetzbuchs*)· 
Das deutsche Volk tritt in die Geschichte ein als eine größere 

Anzahl von Volksstämmen, deren politische Einheit im Mittelalter 
mühsam und notdürftig hergestellt wird und bald wieder in staat-
liche und kleinstaatliche Zersplitterung zerfällt,  um im letzten 
Jahrhundert in kräftiger  und glorreicher Entwicklung zur Einheit 
des neuen deutschen Reiches zu führen. Diesen Schicksalen entspricht 
in großen Zügen die Geschichte des deutschen Privatrechts. Die 
Stammesrechte lösen sich durch zentrifugale Entwicklung des Ge-
wohnheitsrechts in eine unübersehbare Menge lokaler Rechtsord-
nungen mit zum Teil minimalem Herrschaftsgebiet  auf. Dazu 
kommt als Stück der das deutsche Geisteslehen übermächtig über-
flutenden Renaissance das römische Recht. Die Rezeption wurde 
durch das Streben nach Rechtseinheit befördert,  führte aber, da 
sie subsidiäres Recht schuf, im praktischen Leben nicht zu diesem 
Ziel; dagegen wurde das fremde Recht die gemeinsame Grund-
lage der deutschen Rechtswissenschaft und vermittelte ihr die 
unvergänglichen Errungenschaften  der römischen Jurisprudenz. 
Die fortschreitende  Loslösung der Einzelstaaten vom alten Reich 
und die Versuche, das fremde Recht zu verdrängen, vermehrten 
nur die Buntscheckigkeit des in Deutschland geltenden Rechts. 
Mit den ersten Bestrebungen nach politischer Einheit entsteht 
zugleich der Gedanke an ein einheitliches bürgerliches Recht. Noch 
während der Freiheitskriege verlangt T h i b a u t 1 die Abfassung 
eines Gesetzbuchs. Ihm tritt Savi g η y 2 mit für die damalige 

* Vgl. Vierhaus, Entstehungsgeschichte des Entwurfs,  in Bekkers und 
Fischers Beiträgen zum Entwurf.  Heft 1. 

1 Über die Notwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Recht? für 
Deutschland, 1814. 

y Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 1814. 
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Zeit überzeugenden Gründen entgegen und eröffnet  die das 19. Jahr-
hundert beherrschende historische Richtung der Jurisprudenz. Die 
Einheitsbewegung kommt wie auf politischem, so auf juristischem 
Gebiet zum Stillstand. Das Jahr 1848 bringt die Allgemeine deutsche 
Wechselordnung; dann folgt 1861 das Allgemeine deutsche Handels-
gesetzbuch; beide Gesetze durch die Einzelstaaten in ihren Ge-
bieten eingeführt. 

In der Verfassung des Norddeutschen Bundes und des Deutschen 
Reiches war gemeinsame Gesetzgebung für das Obligationenrecht 
vorgesehen. Durch Reichsgesetz vom 20. Dezember 1873 wurde 
die Kompetenz der Reichsgesetzgebung auf das gesamte bürgerliche 
Recht erstreckt. Gleich darauf begannen die Vorarbeiten der 
Kodifikation. 

Eine Vorkommission von 5 Juristen (18. März bis 15. April 1874) 
erstattete dem Bundesrat ein Gutachten über Plan und Methode 
der Arbeit. Man beschloß das in Deutschland geltende Recht, 
vornehmlich das gemeine Recht, dem neuen Gesetzbuch zu Grunde 
zu legen, und in Bezug auf die Form weniger populäre Fassung, 
als richtigen und exakten Ausdruck zu erstreben. 

Am 2. Juli 1874 beschloß der Bundesrat eine (die sogenannte 
erste) Kommission von 11 Mitgliedern, vorwiegend Praktikern, zur 
Herstellung eines Entwurfes eines BGB. zu wählen. Den Vorsitz 
führte Pape; zti den Mitgliedern gehörten Planck und W i n d -
scheid. Es wurden zunächst für die 5 Teile des BGB. Teilent-
würfe durch einzelne Redaktoren hergestellt3 und sodann in Be-
ratungen der Gesamtkommission zu einer Einheit verschmolzen. Am 
27. Dezember 1887 wurde dieser (der sogenannnte erste) Entwurf 
von der Kommission dem Reichskanzler übergeben, mit 5 Bänden 
Motive, welche von Hülfsarbeitern  ohne Verantwortung der Kom-
mission hergestellt sind. Entwurf  und Motive wurden 1888 ver-
öffentlicht.  Der Entwurf fand in der öffentlichen  Meinung der 
Laien und Juristen mehr Widerspruch, als Zustimmung; man warf 
ihm einseitigen Romanismus vor 4 ; ungenügende Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Gegenwart6; und vor allem seinen in der Tat 
spitzfindigen und schwerfälligen, mit Verweisungen überladenen 
Stil6. 

3 Für das Obligationenrecht wurde infolge vorzeitigen Todes des Re-
daktors der sogenannte Dresdener Entwurf vom Jahre 1866 zugrunde gelegt. 

4 Namentlich von Gierke, der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs. 
5 Vgl. M eng er, das bürgerliche Recht und die besitzlosen Klassen. 
6 Vgl. die im Reichsjustizamt angefertigte, leider als Manuskript ge-



II. Die Entstehuüg des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 3 

Am 4. Dezember 1890 beschloß der Bundesrat den Entwurf 
zur Überarbeitung einer zweiten Kommission zu übergeben; sie 
bestand aus 10 ständigen Mitgliedern (darunter wieder P lanck ) 
und 12 nichtständigen Mitgliedern (darunter S ohm). In dieser 
Kommission wurde den lautgewordenen Wünschen und Beschwerden 
Rechnung getragen, namentlich die Fassung des Textes wesentlich 
vereinfacht und verbessert7. Der aus diesen Beratungen hervor-
gegangene von Grund aus umgestaltete zweite Entwurf wurde 
am 22. Oktober 1892 dem Reichskanzler vorgelegt. Auf Antrag 
seines Justizausschusses beschloß der Bundesrat einige tiefgreifende 
Änderungen (namentlich im Vereinsrecht und im internationalen 
Privatrecht). In dieser Gestalt (als sogenannter dritter Entwurf 
oder Reichstagsvorlage) wurde der Entwurf  am 17. Januar 1896 
mit einer vom Reichsjustizamt ausgearbeiteten Denkschrift  dem 
Reichetag vorgelegt, der ihn zunächst einer Kommission von 21 Mit-
gliedern überwies. In dieser Kommission und im Plenum des 
Reichstags wurden wichtige Änderungen vorgenommen (Vereins-
recht, Eherecht, eigenhändiges Testament)8 und das Gesetzbuch 
sodann in dritter Lesung am 1. Juli 1896 mit 222 gegen 48 Stimmen 
bei 18 Stimmenhaltungen angenommen. Die Vollziehung durch 
den Kaiser erfolgte am 18. August, die Verkündung im Reichs-
gesetzblatt am 24. August 189Ö. Das Gesetzbuch ist nach Art. 1 
des Einführungsgesetzes am 1. Januar 1900 in Kraft  getreten9 

druckte Zusammenstellung der gutachtlichen Äufserungen zu dem Entwurf und 
die Zusammenstellung der Äußerungen zu dem Entwurf. 

7 Veröffentlicht  wurden die Teilentwürfe der zweiten Kommission und die 
Protokolle, bearbeitet von Ach i l les , Gebhard und Spahn. 

8 Eine heftige Debatte entspann sich im Plenum über die zum § 835 
(Wildschaden) über die Frage, ob die Haftung sich auch auf Schädigung durch 
Hasen erstrecken solle. 

9 Nach Art. 189 ist das Inkrafttreten  des Immobiliarsachenrechts, soweit 
dasselbe ein dem neuen Recht entsprechendes Grundbuch voraussetzt, hinaus-
geschoben, bis für den betreffenden  Bezirk das Grundbuch als angelegt er-
klärt wird, was durch landesherrliche Verordnung zu geschehen hat, Art. 186. 
Bei Inkrafttreten  des BGB. bestand ein solches Grundbuch nur in Preußen 
(mit wenigen Ausnahmen), Württemberg, Sachsen und einigen kleineren Bundes-
staaten. — Das Geltungsgebiet des BGB. umfaßt außer dem Reichsgebiet die 
Konsularsgerichtsbezirke, RGes. vom 7. April 1900, soweit nicht dieses Gesetz 
Ausnahmen anordnet, und die Schutzgebiete (Kolonien), in denen nach dem 
Schutzgebietsgesetz vom 10. Dezember 1900 mit gewissen Einschränkungen 
dasselbe Recht wie in den Konsulargerichtsbezirken gilt. 
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